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Die Rechtsabteilung gibt bekannt: 
 

Dienstanweisung zur Aufnahme von Gastschülerinnen und Gastschülern 
aus Schleswig-Holstein 

in staatliche allgemeinbildende Hamburger Schulen 
 

Vom 25. Januar 2010 
 
1) Verfahren  

Schülerinnen und Schüler und solche Kinder und Ju-
gendliche, die die Aufnahme an einer Hamburger Schule 
beantragen, sind Gastschülerinnen und Gastschüler aus 
Schleswig-Holstein, wenn sie in Schleswig-Holstein woh-
nen. Bestehen an der Lage der Wohnung der Schülerin 
oder des Schülers oder der Richtigkeit oder Echtheit 
einer Meldebestätigung Zweifel, schaltet die Schule die 
Rechtsabteilung der Behörde für Schule und Berufsbil-
dung, Sachgebiet V 301, ein. Über die Begründung eines 
Schulverhältnisses in Hamburg entscheidet ausschließ-
lich die zuständige Schulaufsicht. Ein Schulverhältnis in 
Hamburg darf mit Grundschülerinnen und Grundschülern  
und Schülerinnen und Schülern mit sonderpädagogi-
schem Förderbedarf nur begründet werden, wenn die 
örtlich zuständige Schulaufsicht in Schleswig-Holstein 
zugestimmt hat.  
 

2) Überwachung der Schulpflicht 

Verlässt eine Gastschülerin oder ein Gastschüler, die 
oder der nach Hamburger oder schleswig-holsteinischem 
Recht noch schulpflichtig ist, die Schule oder bleibt sie 
oder er wiederholt unentschuldigt dem Unterricht fern 
(andauernde Schulpflichtverletzung im Sinne der Richtli-
nie über Schulpflichtverletzungen), unterrichtet die Schu-
le unverzüglich die örtlich zuständige Schulaufsicht in 
Schleswig-Holstein. 
 

3) Schulbesuchsrecht 

a) Wegzüge aus Hamburg während des Schulbesuchs  

Verlegt eine Hamburger Schülerin oder ein Hamburger 
Schüler ihren oder seinen Wohnsitz nach Schleswig-
Holstein, kann sie oder er sein Schulverhältnis in Ham-
burg  

 als Grundschülerin bzw. als Grundschüler bis zum 
Übergang in die Jahrgangsstufe 5, 

 als Primarschülerin bzw. Primarschüler bis zum 
Übergang in die Jahrgangsstufe 7, 

 als Schülerin bzw. Schüler der Sekundarstufe I bis 
zum Ende der Jahrgangsstufe 10 oder 

 als Schülerin bzw. Schüler der Sekundarstufe II bis 
zum Abschluss des Bildungsgangs 

fortsetzen. Setzt eine solche Schülerin oder ein solcher 
Schüler ihre bzw. seine schulische Bildung fort, klärt die 
Schule zum Halbjahr vor dem Abschluss der Schulstufe 
den weiteren Bildungsort der Schülerin oder des Schü-
lers in Schleswig-Holstein mit den schleswig-holstei-
nischen Stellen.  
 
Das Schulverhältnis in Hamburg ist jedoch umgehend zu 
beenden, wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, 
die Schülerin oder der Schüler habe nur kurzfristig einen 
Wohnsitz in Hamburg begründet, um auf einer Hambur-
ger Schule aufgenommen zu werden. Dies ist regelmäßig 
anzunehmen, wenn der Hamburger Wohnsitz nicht län-
ger als sechs Monate vor Anmeldung an der Hamburger 
Schule begründet wurde oder nicht länger als ein Jahr 
nach der Aufnahme besteht. Stehen keine anderen Tat-
sachen entgegen, ist von der Richtigkeit der Eintragun-
gen im Melderegister auszugehen. Schülerinnen und 
Schüler, die über die o. a. Zeiträume hinaus in Hambur-
ger Schulen verbleiben, werden bei der Ausstattung der 
Schulen mit Lehrerstellen, Personal- und Sachmitteln 
nicht berücksichtigt.  
 
b) Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem 

Förderbedarf  

Bis zur Ausschöpfung der in der Anlage genannten Kon-
tingente nimmt die Freie und Hansestadt Hamburg durch 
die zuständigen Schulaufsichtsbeamtinnen und Schul-
aufsichtsbeamten Schülerinnen und Schüler aus Schles-
wig-Holstein in Sonderschulen oder integrativ in allge-
meinen Schulen auf, wenn diese die subjektiven Voraus-
setzungen zur Aufnahme nach Hamburger Recht erfüllen 
und nicht schulorganisatorische Gründe im Einzelfall 
entgegenstehen. Ist Letzteres der Fall, gibt die Schule 
den Fall an die Rechtsabteilung ab, diese setzt sich mit 
dem Kultusministerium des Landes Schleswig-Holstein 
ins Benehmen. Wünschen die Eltern eine integrative 
Beschulung, ist diese nach Hamburger Recht möglich 
und stimmt die Schulaufsicht in Schleswig-Holstein zu, 
werden Kinder auch in allgemeine Schulen aufgenom-
men. Sie werden dem Kontingent zugerechnet, das für 
die Sonderschule mit dem Förderschwerpunkt der Schü-
lerin bzw. des Schülers besteht. Schülerinnen und Schü-
ler, die über das genannte Kontingent hinaus in Hambur-
ger Schulen aufgenommen werden, werden bei der Aus-
stattung der Schulen mit Lehrerstellen, Personal- und 
Sachmitteln nicht berücksichtigt.  
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c) Schülerinnen und Schüler aus der Gemeinde Bars-
büttel 

Schülerinnen und Schüler aus der Gemeinde Barsbüttel 
dürfen Gymnasien in der Freien und Hansestadt Ham-
burg besuchen. 
 

4) Aufnahme von Härtefällen 

Die zuständige Behörde kann Schülerinnen und Schülern 
aus Schleswig-Holstein die Aufnahme an einer staatli-
chen Hamburger Schule gewähren, wenn dies zur Ab-
wendung einer besonderen persönlichen Härte geboten 
ist oder ein überwiegendes öffentliches Interesse an der 
Aufnahme besteht. Eine besondere persönliche Härte 
liegt insbesondere nicht vor, 

a) wenn die Schülerin bzw. der Schüler volljährig ist, es 
sei denn, sie oder er ist aus triftigem Grund daran ge-
hindert, ihren oder seinen Wohnsitz in die Freie und 
Hansestadt Hamburg zu verlegen; triftige Gründe sind 
etwa die Pflege kranker Angehöriger oder die Mithilfe 
in einem bäuerlichen Betrieb, nicht jedoch z. B. die 
niedrigeren Lebenshaltungskosten in Schleswig-
Holstein; 

b) wenn die Schülerin oder der Schüler einen in Schles-
wig-Holstein begonnenen Bildungsweg auf einer 
Hamburger Schule fortsetzen möchte, weil ihr oder 
ihm nach schleswig-holsteinischem Recht die Fort-
setzung des Bildungsweges nicht möglich wäre; 

c) wenn der Schulweg zu einer den gleichen Abschluss 
ermöglichenden Schule in Schleswig-Holstein nicht 
mehr als 45 Minuten (Primarstufe und Sekundarstu-
fe I) oder 60 Minuten (Sekundarstufe II) beträgt; maß-
geblich sind die Fahrtzeiten des ÖPNV bzw. von 
Schulbussen; 

d) wenn der Schulweg zur nächstgelegenen, den glei-
chen Abschluss ermöglichenden Schule in Hamburg 
einen Weg von mehr als 45 Minuten (Primarstufe und 
Sekundarstufe I) oder 60 Minuten (Sekundarstufe II) 
erfordert; 

e) wenn der Schulweg zur nächstgelegenen, den glei-
chen Abschluss ermöglichenden Schule in Hamburg 
nicht wesentlich kürzer ist als der zur nächstgelege-
nen Schule in Schleswig-Holstein. 

Bei der Berechnung der Fahrtzeiten bleiben Wege bis 
zum Erreichen der Haltestellen der Verkehrsmittel unbe-
rücksichtigt.  
 
Ein überwiegendes öffentliches Interesse kann bei Schü-
lerinnen und Schülern, die sportliche Leistungszentren in 
Hamburg besuchen, vorliegen. Die Schulaufsicht setzt 
sich vor einer Entscheidung mit der Behörde für Kultur, 
Sport und Medien ins Benehmen.  
 

Soweit Härtegründe nur für den Besuch einer bestimm-
ten Schulform, bis zum Abschluss einer bestimmten 
Schulstufe oder anders zeitlich oder räumlich beschränkt 
anerkannt werden können, sind die Aufnahmebescheide 
mit entsprechenden Nebenbestimmungen zu versehen.  
 
Im laufenden Schuljahr soll eine Beendigung des Schul-
verhältnisses gegen den Willen der Schülerin oder des 
Schülers unterbleiben, §§ 49 Absatz 4 und 28 Absatz 6 
Hamburgisches Schulgesetz bleiben unberührt.  
 
Schülerinnen und Schüler, die entgegen den vorstehen-
den Regelungen aufgenommen werden, werden bei der 
Ausstattung der Schulen mit Lehrerstellen, Personal- und 
Sachmitteln nicht berücksichtigt.  

 

5) Verfahren 

Anträge auf Aufnahme als Härtefall sind schriftlich zu 
stellen und zu begründen. Die entscheidungserheblichen 
Tatsachen sind glaubhaft zu machen. Sind die Unterla-
gen vollständig, werden sie von der Schule an die zu-
ständige Schulaufsicht zur Entscheidung vorgelegt.  
 
Die Schulen überprüfen vor dem Halbjahreszeugnis der 
letzten Jahrgangsstufe einer Schulstufe das Schulbe-
suchsrecht der in Ziffer 3. a) genannten Schülerinnen 
und Schüler und klären die Fortsetzung des schulischen 
Bildungsgangs mit den Familien und ggf. der Schulauf-
sicht in Schleswig-Holstein. 
 

6) Inkrafttreten 

Diese Dienstanweisung tritt am Tag der Veröffentlichung 
im Mitteilungsblatt der Behörde für Schule und Berufsbil-
dung (MBlSchul) in Kraft. 
 

7) Außerkrafttreten von Vorschriften 

In Bezug auf Gastschülerinnen und Gastschüler aus 
Schleswig-Holstein an allgemeinbildenden Schulen treten 
am Tag der Veröffentlichung der neuen Dienstanweisung 
außer Kraft: 

a. das Rundschreiben betr. Aufnahme von Schülern 
vom 6. Februar 1996 (SchulRHH 1.10.1.) 

b. die Grundsätze zur Entscheidung von Härtefällen 
vom 20. Januar 1997 (SchulRHH 1.10.2) 

 
 
Anlage zu Ziffer 3 b dieser Dienstanweisung 

Kontingente für Schülerinnen und Schüler mit sonderpä-
dagogischem Förderbedarf:  
 in der körperlichen und motorischen 

Entwicklung 87 Plätze 
 im Hören  43 Plätze 
 im Sehen 20 Plätze 

 
25.01.2010 V 3/183-08.01/01 
MBlSchul 2010 Seite 1 wird im SchulR HH unter 1.10.1 abgedruckt 
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